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BetmG Bundesgesetz Uber die Betaubungsmittel und die psychotropen Stoffe
(Betdubungsmittelgesetz)

JoD Verein Jugend ohne Drogen

EgD Schweizerische Vereinigung Eltern gegen Drogen

DAD Dachverband Drogenabstinenz Schweiz

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

OFSP Office fédéral de la santé publique

FNS Fonds national suisse de la recherche scientifique

LStup Loi fédérale sur les stupéfiants et les substances psychotropes (Loi sur
les stupéfiants)

JoD Association Jeunesse sans drogue

EgD Association suisse «Parents contre les drogues»

DAD Dachverband Drogenabstinenz Schweiz (Association abstinence de

drogues en suisse)
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In Erfillung einer FDP-Motion von 1996 beantragte der Zurcher Regierungsrat dem
Kantonsrat, der Bundesversammlung eine Standesinitiative zur Legalisierung von
Cannabis und Marihuana einzureichen. Begleitend dazu mussten - &hnlich wie bei
Alkohol - eine Qualitatskontrolle, der staatliche oder staatlich-kontrollierte Vertrieb
sowie geeignete Jugendschutzmassnahmen angeordnet werden. Das Parlament des
Kantons Basel-Landschaft stimmte ebenfalls einer analogen Standesinitiative zu. '

Die Entschiedenheit des Nationalrates, bei der Entkriminalisierung des
Betaubungsmittelkonsums vorwarts zu machen, schlug sich auch in der Behandlung von
drei Standesinitiativen nieder. Eine Initiative des Kantons Solothurn, welche eine
vollige Strafbefreiung des Konsums illegaler Drogen verlangt, war 1996 vom Stédnderat
abgelehnt worden, da auf anstehende Losungsvorschléage des Bundesrates hingewiesen
werden konnte. Da diese auf sich warten liessen und die Initiative der privilegierten
Stossrichtung der nationalratlichen SGK entspricht, beantragte diese dem Plenum
Annahme des Vorstosses. Zwei vom Stéanderat noch nicht behandelte Standesinitiativen
der Kantone Basel-Land und Ziirich (St. Iv. 98.300) méchten die ersatzlose Streichung
der Cannabisprodukte aus dem Betaubungsmittelgesetz erreichen; diese Vorschlage
nehmen das .mittlere™ Modell der SGK des Nationalrates auf, weshalb diese auch hier
sinngeméass Zustimmung beantragte. In einer gemeinsamen Abstimmung wurden die
drei Standesinitiativen mit dem sehr knappen Mehr von 67 zu 66 Stimmen
gutgeheissen. ?

Nach dem Nationalrat befasste sich auch der Standerat mit zwei Standesinitiativen der
Kantone Baselland und Zurich (St.lv. 98.300), welche den straffreien Konsum von
Cannabisprodukten verlangen. Er schloss sich dem Nationalrat an und hiess die beiden
Standesinitiativen mit 26 zu 12 resp. 20 zu 19 Stimmen gut. Da die grosse Kammer im
Vorjahr mit der gleichzeitigen Annahme einer noch weiter gehenden Standesinitiative
des Kantons Solothurn, welche der Standerat 1996 abgelehnt hatte, eine Differenz
geschaffen hatte, musste sich dieser erneut mit diesem Begehren beschéftigen. Da die
Solothurner Initiative im Nationalrat ebenfalls umstrittener gewesen war als die beiden
anderen, blieb die kleine Kammer ihrem friiheren Entscheid treu und verwarf sie mit 38
zu 1 Stimmen. *

Fur die Raucherinnen und Raucher wird die Luft in der Schweiz immer dinner.
Verschiedene Kantone (BE, BL, JU, SG) nahmen parlamentarische Vorstdsse an, die ein
generelles Rauchverbot in o6ffentlich zuganglichen geschlossenen Raumen
(vorderhand noch mit Ausnahme von Restaurants und Bars) verlangen. Der Kanton
Tessin ging noch einen Schritt weiter. Auf Antrag der Regierung nahm der Grosse Rat
eine Gesetzesanderung an, welche das Rauchen in allen Gastrobetrieben untersagt, also
in Restaurants, Bars, Cafés, Nachtlokalen und Diskotheken, nicht aber in samtlichen
Hotelzimmern; die Lega dei Ticinesi kiindigte umgehend das Referendum an. Ende Juni
gaben die 6ffentlichen Transportunternehmen bekannt, dass mit dem Fahrplanwechsel
am 11. Dezember alle Raucherabteile in den Ziigen der SBB, der BLS und der RhB
aufgehoben werden; das Rauchverbot gilt auch fur Schalterhallen, nicht ausreichend
durchltftete Perrons und fur geschlossene Raume auf Schiffen. Ersten Berichten
zufolge wurde das Rauchverbot positiv oder zumindest gelassen aufgenommen. *
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Anfang Mai 2010 wird das 2008 vom Parlament gutgeheissene neue Bundesgesetz zum
Schutz vor Passivrauchen in Kraft treten. Der Bundesrat erliess im Berichtsjahr eine
Ausfuhrungsverordnung. Das neue Regelwerk gibt beim Nichtraucherschutz einen
nationalen, einheitlichen Mindeststandard vor. Die Kantone sind jedoch erméchtigt,
darlber hinauszugehen und strengere Vorschriften zum Schutz der Gesundheit zu
erlassen. In Basel-Land akzeptierten die Blrgerinnen und Blrger mit einer Mehrheit
von 65% eine Volksinitiative fur ein Rauchverbot in Restaurants und anderen
offentlichen R&umen. In den Kantonen St. Gallen und Uri lehnten die
Stimmberechtigten Lockerungen der bestehenden Rauchverbote in Restaurants ab. Im
Kanton Genf nahmen sie die Ausfuhrungsgesetzgebung zu der im Vorjahr
angenommenen Volksinitiative zum Schutz vor dem Passivrauchen an. °

Ende Februar 2019 legte der Bundesrat die Botschaft zur Anderung des BetmG und der
damit verbundenen Ausfihrungsverordnung vor. Damit entsprach er Forderungen von
finf gleichlautenden Motionen zur Schaffung gesetzlicher Grundlagen, welche die
Durchfihrung von Studien zur regulierten Cannabis-Abgabe ermdglichen soll. Die
Motionen waren jeweils in den erstberatenden Réaten auf Zustimmung gestossen
(Nationalrat: Mo. 17.4111; Mo. 17.4112; Mo. 17.4113; Mo.17.4114. Standerat: Mo. 17.4210).
Verschiedene Staddte und Kantone hatten in der Vergangenheit Interesse an
entsprechenden  Projekten  bekundet, um  Erkenntnisse zu  alternativen
Regulierungsmodellen zu generieren, da die momentane Situation mit florierendem
Schwarzmarkt, fehlender  Qualitatskontrolle und hohen Repressionskosten
unbefriedigend sei. Aufgrund der bisher glltigen Rechtsgrundlage war die Realisierung
solcher Studien bisher jedoch nicht moglich gewesen.

Der bundesratliche Entwurf sah flr die einzelnen Pilotversuche eine 6&rtliche
Begrenzung auf eine oder mehrere Gemeinden und eine zeitliche Begrenzung auf
maximal funf Jahre (mit Verlangerungsmoglichkeit um zwei Jahre) pro Studie vor.
Weiter soll die Zahl der an einer entsprechenden Studie teilnehmenden Personen nicht
mehr als 5'000 betragen. Zur Gewahrleistung des Jugendschutzes mdussten die
Partizipantinnen und Partizipanten volljahrig sein, bereits vor Studienbeginn Cannabis
konsumiert haben und in einer Gemeinde wohnen, die an einem entsprechenden
Pilotversuch teilnimmt. Der Gesamt-THC-Gehalt soll auf 20 Prozent beschrankt
werden. Ebenso sollen die Bezugsmenge einer Begrenzung unterliegen, das Produkt
zum Eigenverbrauch verwendet werden und die Weitergabe des Cannabis an
Drittpersonen verboten sein. Wéhrend der Bezug der Droge nicht unentgeltlich
erfolgen soll, soll diese aber von der Tabaksteuer befreit werden. Abgegeben werden
soll das Produkt an speziell im Rahmen der Studien festzulegenden Verkaufsstellen wie
Apotheken oder Cannabis Social Clubs. Der Konsum im 6ffentlich zuganglichen Raum
soll nicht zulassig sein und der Gesundheitszustand der Studienteilnehmenden musse
Uberwacht werden. Auch soll verschiedenen Pflichten zum Schutz der 6ffentlichen
Ordnung und Sicherheit nachgekommen werden. Als Bewilligungsbehdrde wirde das
BAG fur die Kontrolle der Einhaltung rechtlicher Vorgaben verantwortlich sein. Ferner
wollte der Entwurf des Bundesrates die Gultigkeit des Experimentierartikels auf zehn
Jahre einschrénken. Danach sollen die durch die unterschiedlichen Versuche
gemachten Befunde im Hinblick auf die Weiterflhrung einer evidenzbasierten
Diskussion uber die Cannabispolitik zusammengefuhrt werden. Das allgemeine
Cannabisverbot gelte aber weiterhin in der ganzen Schweiz. Nicht Bestandteil des
Entwurfes sei zudem die Diskussion um den medizinischen Cannabis.

Anlasslich der Vernehmlassung, die vom 4. Juli 2018 bis zum 25. Oktober 2018 dauerte,
gingen 126  Stellungnahmen ein. Im  Grossen und Ganzen waren die
Vernehmlassungsteilnehmenden positiv gegeniiber der Anderung des BetmG und der
Ausfuhrungsverordnung eingestellt. Bei den Kantonen hatten Aargau, Appenzell
Ausserrhoden und Solothurn keine Vorbehalte, Bern, Glarus, Nidwalden und Schwyz
sprachen sich jedoch grundséatzlich gegen die Vorlage aus. 18 weitere Kantone stimmten
ihr mit Vorbehalten und Anderungswiinschen zu, wahrenddem der Kanton Freiburg eine
grundsatzliche Uberarbeitung verlangte. Die Piratenpartei war die einzige Partei, die
den Entwurf ohne Weiteres begrusste. BDP, FDP, GPS, SP und up! zeigten sich unter
Vorbehalten damit einverstanden, die SVP, CVP, EVP und EDU waren hingegen dagegen.
Zehn Gemeinden (Bern, Zirich, Luzern, Lausanne, Winterthur, Biel, Ostermundigen, St.
Gallen, Thun, Werdenberg) hiessen die Vorlage generell gut; es wurden jedoch noch
einzelne Vorbehalte und Anderungswiinsche angebracht. Von den Vertreterinnen und
Vertretern aus dem Bereich Gesundheit/Sucht und Wissenschaft sagten 31 mit
Vorbehalten und vier (Vereinigung Cerebral Schweiz, RADIX, Infodrog, SNF) ausdricklich
Ja zum Entwurf, drei (JoD, EgD, DAD) lehnten ihn ab. Es war in erster Linie die
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Verordnung, auf die in den Stellungnahmen eingegangen wurde. Dabei waren
hauptsachlich die Besteuerung der Cannabisprodukte, die Teilnahmebedingungen an
den wissenschaftlichen Studien und Fragen zum Vollzug im &ffentlichen Raum ein
Thema. ¢
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